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Effektive Verwirklichung der unbezahlten 
gemeinnützigen Freizeitarbeit

Zur Erhöhung der erzieherischen Wirksamkeit der Verurtei­
lung auf Bewährung und der Strafaussetzung auf Bewährung 
hat es sich bereits seit langem als positiv erwiesen, in den 
geeigneten Fällen die Verpflichtung zur unbezahlten gemein­
nützigen Freizeitarbeit (§ 33 Abs. 4 Ziff. 4 StGB) auszuspre­
chen. Diese Verpflichtung wird im Bezirk Cottbus insbeson­
dere bei solchen Straftaten festgelegt, die Ausdruck von Dis­
ziplinlosigkeit, mangelndem Verantwortungsbewußtsein und 
negativer Freizeitgestaltung sowie von Mißachtung gesell­
schaftlicher Werte und labiler Einstellung zur Arbeit und zu 
anderen gesellschaftlichen Pflichten des Verurteilten sind. 
Die unbezahlte gemeinnützige Freizeitarbeit ist jedoch nur 
dann ein wirksames Mittel zur Erziehung der Verurteilten, 
wenn sie umgehend realisiert wird (vgl. G. Sarge in NJ 1979, 
Heft 2, S. 54).

Ausgehend von dieser Erkenntnis hat das Präsidium des 
Bezirksgerichts Cottbus die zügige und konsequente Ver­
wirklichung der unbezahlten gemeinnützigen Freizeitarbeit in 
seine Leitungstätigkeit einbezogen und regelmäßig analysiert. 
Gute Beispiele wurden verallgemeinert, vereinzelte Unzu­
länglichkeiten beseitigt und die Aufgaben — unter strikter 
Wahrung der Eigenverantwortung jedes Organs — gemeinsam 
mit den örtlichen Räten, insbesondere dem Rat des Bezirks, 
erfüllt (vgl. auch G. Jahn/G. Körner in NJ 1978, Heft 8, 
S. 339).

Eine gute Arbeit wird auf diesem Gebiet im Kreis Sprem- 
berg geleistet. Im November 1980 schlossen dazu der Rat des 
Kreises, Abt. örtliche Versorgungswirtschaft, und der Direk­
tor des Kreisgerichts folgende Vereinbarung ab:

„1. Das Kreisgericht stellt das Verwirklichungsersuchen 
über die Ableistung der Freizeitarbeit unverzüglich nach 
Rechtskraft der Entscheidung direkt dem Betrieb des Verur­
teilten zu und informiert gleichzeitig mit beiliegenden schrift­
lichen Hinweisen über Ziel und Durchführung der Freizeitar­
beit. Eine Durchschrift des Verwirklichungsersuchens ist der 
Abt. örtliche Volkswirtschaft des Rates des Kreises zuzu­
stellen.

2. Die Verantwortung für die Realisierung der Freizeit­
arbeit verbleibt nach wie vor beim zuständigen örtlichen 
Organ. In Zusammenarbeit mit dem Kreisgericht kontrolliert 
der Rat des Kreises die unverzügliche, vollständige und ord­
nungsgemäße Verwirklichung der Freizeitarbeit und nimmt 
Einfluß darauf, daß bei geringfügigen Pflichtverletzungen 
der Verurteilten, die keine gerichtliche Sanktion erfordern, 
mit erzieherischen Aussprachen reagiert wird.

3. In enger Zusammenarbeit mit den Einsatzbetrieben 
werten der Rat des Kreises und das Kreisgericht einmal im 
Quartal den Verlauf und die Ergebnisse der Durchführung 
der Freizeitarbeit in den Betrieben und die Ergebnisse bei 
der Erprobung der Direktbeziehungen zu den Betrieben aus. 
Erforderlichenfalls werden Maßnahmen zur Sicherstellung 
des mit der Erprobung dieser Verwirklichungsmethoden ver­
folgten Zieles festgelegt.“

Im Dezember 1980 hat der Rat des Kreises dieser Verein­
barung zugestimmt und den Teil, der die Verantwortung der 
örtlichen Organe betrifft, konkretisiert. Festgelegt wurde 
nunmehr u.a., daß die Abt. örtliche Versorgungswirtschaft 
einmal im Jahr vor dem Rat des Kreises über den Stand der 
Verwirklichunng und die von der Fachabteilung ausgeübte 
Kontrolle berichtet. Ist die Verwirklichung der Freizeitarbeit 
im Betrieb des Verurteilten nicht möglich oder unzweck­
mäßig, wird nach diesem Beschluß die Freizeitarbeit im VEB 
Stadtwirtschaft unter unmittelbarer Verantwortung der Abt. 
örtliche Versorgungswirtschaft abgeleistet. Der Beschluß des 
Rates des Kreises wurde in Bürgermeisterdienstbesprechun­
gen und in Beratungen mit den Betriebs- und Kaderleitern 
erläutert. Seine Durchsetzung wurde in der Folgezeit kon­
trolliert.

Das Kreisgericht hat ebenfalls zur Verwirklichung der 
unbezahlten gemeinnützigen Freizeitarbeit eine schriftliche 
Orientierung ausgearbeitet und den Schöffen übergeben.

Außerdem wird sie jedem zu unbezahlter gemeinnütziger 
Freizeitarbeit Verpflichteten mit dem Urteil bzw. dem Be­
schluß ausgehändigt und auch dem Betrieb übersandt, in dem 
die Freizeitarbeit verwirklicht wird.

Auf diese Weise wird die Zielsetzung der unbezahlten 
gemeinnützigen Freizeitarbeit dargelegt und darauf orien­
tiert, sie in aufeinanderfolgenden Wochenendeinsätzen oder in 
zusätzlichen Schichten innerhalb einer vom Kreisgericht fest­
gesetzten Zeitspanne zu verwirklichen. Die Orientierung ent­
hält auch Hinweise zu den Aufgaben des Betriebes und des 
Verurteilten, Erläuterungen zum Gesundheits-, Arbeite- und 
Brandschutz und zur Sozialversicherung sowie Festlegungen 
über die Beaufsichtigung und den Nachweis von Umfang und 
Qualität der Arbeit. Schließlich sind auch die Berichtspflich­
ten und die Konsequenzen bei Nichterfüllung der Verpflich­
tungen aufgezeigt.

Neben dieser dem Verwirklichungsersuchen beigefügten 
Orientierung erhält im Kreis Spremberg der jeweilige Betrieb 
einen Vordruck, mit dem der Rat des Kreises, Abt. örtliche 
Versorgungswirtschaft, und das Kreisgericht über die Zeiten 
der einzelnen geleisteten Arbeitseinsätze, über die Art und 
Qualität der Arbeit sowie die vom Verurteilten gezeigte Ein­
stellung informiert werden. Geht diese Mitteilung nicht inner­
halb der festgelegten Frist ein, wird eine Mahnung ausgelöst. 
Eine Durchsicht der im Kreis Spremberg vorliegenden Rück­
meldungen ergibt, daß die Betriebe ihre Aufgabe erfüllt ha­
ben. Die gemeinnützige Arbeit wurde z. B. in Form von 
außerhalb des Planes erforderlichen Reparaturen im VEB 
Gaskombinat Schwarze Pumpe, von Waggonbereitschafts­
dienst an Wochenenden bei der VdgB (BHG) Spremberg, des 
Reinigens von Stallfenstern und Futtergängen in der LPG (T) 
und von Schichtvorbereitung zum Einlegen und Abpacken 
von Erzeugnissen eines Produktionsbetriebes geleistet.

Fast alle Betriebe der Verurteilten im Kreis Spremberg, 
übernehmen die Verwirklichung selbst. Nur zu etwa 5 Prozent 
wurde die Freizeitarbeit im VEB Stadtwirtschaft geleistet. 
Die Verwirklichung erfolgte in den letzten Jahren innerhalb 
der vom Kreisgericht bestimmten Frist von 4 bis 8 Wochen 
nach Verurteilung.

Das Kreisgericht unterstützte die konsequente Verwirk­
lichung der Freizeitarbeit vor allem mit Aussprachen, die 
im Anschluß an die Hauptverhandlung mit Kollektivvertre­
tern und anderen zur Hauptverhandlung erschienenen Ver­
tretern der Betriebe geführt wurden. Des weiteren informiert 
es in den betreffenden Betrieben die Schöffenkollektive und 
Einzelschöffen, die im Rahmen des Leistungsvergleichs der 
Schöffenkollektive im Kreis Spremberg besonders den Auf­
gaben der Kontrolle der Verurteilung auf Bewährung große 
Aufmerksamkeit widmen (vgl. Der Schöffe 1984, Heft 3, 
S. 75).

Gute Ergebnisse bei der Verwirklichung der Freizeitar­
beit hat auch der Kreis Senftenberg mit einer etwas anderen 
Verfahrensweise erreicht. Nach Abstimmung mit den Be­
trieben und dem Kreisgericht beschloß der Rat des Kreises, 
die Freizeitarbeit im BKiK Senftenberg, Brikettfabriken 
Brieske, und im VEB Braunkohlenveredlung Lauchhammer zu 
realisieren. (Diese Form bietet sich vor allem in Territorien 
an, in denen auf Grund der Produktionsstruktur in einem 
oder mehreren Betrieben ununterbrochene Schichtarbeit ge­
leistet wird und Arbeiterberufsverkehr auch über das Wochen­
ende gewährleistet ist.)

Entsprechend dem Wohnort des zu Freizeitarbeit Ver­
urteilten leitet das Kreisgericht das Verwirklichungsersuchen 
der Kaderabteilung einem dieser beiden Betriebe direkt zu. 
Die Rückinformation über die Realisierung erfolgt ebenfalls 
zwischen diesen Partnern unmittelbar. Das örtliche Organ 
erhält zur Wahrnehmung seiner gesetzlichen Verantwortung 
eine Durchschrift des Verwirklichungsersuchens. Dem Ver­
urteilten wird im Anschluß an die Urteilsverkündung ein 
Merkblatt ausgehändigt, das die Forderung enthält, sich inner­
halb einer Woche zur Ableistung der Freizeitarbeit an die 
Kaderabteilung des ihm benannten Betriebes zu wenden, die 
Termine zu vereinbaren, diese gewissenhaft einzuhalten und 
die Freizeitarbeit in kürzester Frist zu leisten.

In den Brikettfaibriken Brieske wurden die Brikettrinnen- 
bereiche als Arbeitsplatz für die Freizeitarbeit bestimmt.


